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Heiner Ganßmann
Am 6. April starb nach langer Krank-
heit der Sozialwissenschaftler Heiner 
Ganßmann. Der ökonomisch geschulte 
Soziologe war ein geschätzter akade-
mischer Lehrer (FU Berlin und News 
School of Social Research, New York), 
schrieb wissenschaftliche Standardwer-
ke („Geld und Arbeit“) und zahlreiche 
Texte, in denen er komplizierte Zusam-
menhänge prägnant, polemisch und mit 
angelsächsisch gefärbten Witz auf den 
Punkt gebracht hat.
Für die deutschsprachige Ausgabe von 
Le Monde diplomatique verfasste Heiner 
Ganßmann seit 2004 und insbesondere 
seit Beginn der Finanzkrise zahlreiche 
Aufsätze, in denen er erklärte, wie „die 
Märkte“ unser Leben bestimmen. Und 
warum „die Politik“ bei ihrer wichtigsten 
Aufgabe, die Krise rechtzeitig zu erken-
nen und zu verhindern, so eklatant ver-
sagt hat. Deshalb sind fast alle Beiträge 

Ganßmanns nach wie vor überaus le-
senswert, wie „Unser schönes Geld“ vom 
Mai 2009 über den „Merkelantismus“, 
in dem er die „zeitgenössische deutsche 
wirtschaftspolitische Doktrin“ mit dem 
Merkantilismus des 18. Jahrhunderts ver-
gleicht. Oder „Lauter schwarze Nullen“ 
vom März 2015 und „Dumm gespart“ vom 
Dezember 2015, in denen er seine Kritik 
an der „falschen Sparpolitik“ polemisch 
erhellend dargelegt hat.
Alle publizistischen Texte Ganßmanns 
entspringen einem aufklärerischen Im-
puls. „Wenn es in Demokratien überhaupt 
eine Chance geben soll, die Finanzmärk-
te durch neue Regeln wieder einzuhe-
gen, muss das allgemeine Verständnis 
der typischen Finanztransaktionen ent-
schieden zunehmen.“ Wie man diesen 
demokratischen Auftrag ernst nehmen 
und zugleich witzig anpacken kann, zeigt 
Heiner Ganßmann in diesem Essay vom 
Oktober 2011 („Wir sind der Markt“).

Demokratie in Gefahr
Als am 28. März das tunesische Parla-
ment darüber abstimmen wollte, ob das 
Mandat für die „Institution für Wahrheit 
und Würde“ (L’Instance Vérité et Dignité, 
IVD) verlängert werden soll, kam es zu 
heftigen, teilweise mit Fäusten ausge-
tragenen Auseinandersetzungen. Viele 
Abgeordnete verließen den Saal; die Üb-
rigen, darunter einige, denen Beteiligung 
an Folter vorgeworfen wird, beschlos-
sen, dass die Wahrheitskommission zum 
31. Mai ihre Ermittlungen einzustellen hat. 
Die IVD-Vorsitzende Sihem Bensedrine 
kämpft für den Erhalt dieser wichtigen 
Institution, über die im Juli 2017 Thierry 
Brésillon in LMd berichtet hat: „Wahrheit 
für Tunesien. Die junge Demokratie ver-
sucht, staatliche Verbrechen aus sechzig 
Jahren aufzuarbeiten“.

Schlechte Zeiten sind oft inte-
ressante Zeiten. Das gilt auch 
für die Präsidentschaft von 
Donald Trump. Dessen Belei-

digungen und Verbalattacken bringen 
seine Kritiker zum Nachdenken darü-
ber, was sie eigentlich über ihr Land 
wissen. Die Herausforderung namens 
Trump hat unter den Intellektuellen in 
den USA ganz neue Diskussionen aus-
gelöst, über Rasse, Klasse, Geschlecht 
und über die Demokratie als solche. Ob 
sich das auch bei den nächsten Wahlen 
zeigen wird, bleibt abzuwarten. Immer-
hin setzen sich Trumps Gegner heute 
mit den Gründen für dessen Aufstieg 
auseinander – und sehen ein, dass man 
etwas gegen die soziale Kluft tun muss.

Doch auf einem Gebiet tut sich auf-
fällig wenig. Was die Außenpolitik an-
geht, trauern die Trump-Kritiker im-
mer nur einem angeblich Goldenen 
Zeitalter nach, das mit dem Amtsantritt 
des neuen Präsidenten zu Ende sei. Das 
außenpolitische Establishment – von 
den Experten in Medien und Think-
tanks bis zu Vertretern früherer Regie-
rungen – ist heute fast einhellig der 
Meinung, Trump vollziehe einen radi-
kalen Bruch mit der seit 1945 betriebe-
nen US-Außenpolitik.

Weil sie es mit der Darstellung von 
Trumps Abnormität übertreiben, hat 
er leichtes Spiel, ihre düsteren Unter-
gangsprognosen zu widerlegen. Dieses 
Denken hat nichts Besseres zu bieten 
als das Lob des Status quo der Vor-
Trump-Ära, den die meisten langwei-
lig bis abstoßend fanden.

Wie hat es Trump geschafft, die 
Koryphäen der US-Außenpolitik so zu 
verwirren? Es begann schon im Wahl-
kampf, als der Kandidat ständig die 
Vereinigten Staaten gegen den Rest 
der Welt in Stellung brachte. In gewis-
ser Weise verkündete er damit nichts 
anderes als alle Kandidaten vor ihm: 
Kriege muss man klar gewinnen – oder 
gar nicht erst anfangen. Und man muss 
für das Land immer mehr herausholen 
und dabei die Belastung möglichst ge-
ring halten.

Als Trump jedoch sein „America 
first“ anstimmte, meinten viele Exper-
ten, damit habe er den „Isolationismus 
der 1930er Jahre“ zu neuem Leben er-
weckt. Dabei konnte man ihm durch-
aus abnehmen, was er behauptete: dass 
er nur auf der Suche nach einem guten 
Slogan war. Aber warum nicht dick auf-
tragen? Der Grobian hatte es schließ-
lich verdient, vom Weißen Haus fernge-
halten zu werden. Ihn als Isolationisten 
abzustempeln, würde ihn doch wohl 
für das Amt disqualifizieren.

Diese von Vertretern beider Partei-
en vorgebrachte Warnung verfing bei 
den Wählern nicht. Aber die Experten 
warnten stur weiter und entdeckten 

ständig und überall das isolationisti-
sche Motiv: von Trumps Antrittsrede 
am 20. Januar 2017 bis zu seiner Auf-
kündigung der Transpazifischen Part-
nerschaft (TPP), die selbst Hillary Clin-
ton hatte aufgeben wollen.

Diese Fehldiagnose gab Trump 
die Möglichkeit, seine Kritiker auszu-
manövrieren. Als er einen syrischen 
Flugplatz bombardieren ließ, mut-
maßte Jeffrey Goldberg in der außen-
politischen Zeitschrift The Atlantic vom 
7. April 2017, der Präsident sei „ein iso-
lationistischer Interventionist“ und da-
mit „etwas völlig Einmaliges in der Ge-
schichte der US-Präsidenten“.

Nach gut einem Jahr im Amt hat 
Präsident Trump die Militäropera tio-
nen der USA auf allen Schauplätzen 
eskaliert. Er hat sich zur Nato bekannt 
und die Unterstützung für die traditio-
nellen Bündnispartner der USA – von 
Japan bis Saudi-Arabien – verdoppelt. 
Er hat mit John Bolton ein schießwü-
tiges Überbleibsel der Bush-Jahre zu 
seinem neuen Sicherheitsberater ge-
macht. Als Isolationisten kann man so 
jemanden kaum bezeichnen.

Dennoch halten die Trump-Kriti-
ker an ihrer Behauptung fest, der Prä-
sident fahre die Macht der USA zurück. 
Ben Rhodes, einer der wichtigsten Be-
rater Barack Obamas, lästert über 
die Trump-Doktrin, sie müsse eher 
„America last“ heißen. Richard Haass, 
der dem einflussreichen Council on 
 Foreign Relations vorsitzt, wirft dem 
Präsidenten vor, er verzichte auf eine 
„Führungsrolle bei der Entwicklung 
von Regeln und Vereinbarungen als 
Herzstück jeder Art von Weltordnung“.

Inzwischen haben die Kritiker er-
kannt, dass sich Trump wohl doch 
nicht in die Isolation zurückzieht. Und 
so erklären sie neuerdings, er zerstöre 
die von den USA angeführte „liberale 
internationale Ordnung“.

Vergessen wir kurz die Frage, war-
um Donald Trump mit dieser „libera-
len Ordnung“ nichts am Hut haben soll 
– wohl aber George W. Bush, dem die 
völkerrechtswidrige Irak-Invasion den 
Ruf eingebracht hat, diese Ordnung 
wiederbelebt zu haben. Vergessen sol-
len wir offenbar auch, dass die USA un-
ter Ronald Reagan schon einmal aus 
der Unesco ausgeschieden sind, also 
34 Jahre, bevor Trump es tat. Oder dass 
Präsident Bush 2002 eine Variante der 
von Trump verhängten Zölle auf Stahl-
importe eingeführt hat. Oder dass Prä-
sident Eisenhower 1955 gedroht hat, 
die winzigen, zu Taiwan gehörenden 
Inseln Quemoy und Matsu zur Not mit 
Atomwaffen zu verteidigen.

Die „liberale internationale Ord-
nung“ ist ein historischer Mythos. Wer 
weiß, ob ein Aufruf zur Verteidigung 
dieser „Ordnung“ auf die US-Wähler 
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Eindruck machen wird. Bei der Frage 
verlassen sich die Außenpolitikexper-
ten auf Fantasien, wie sie sonst nur die 
Ostküsten-Intelligenzler im Acela-Ex-
press hegen, der zwischen Washington, 
New York und Boston fährt. Mit ihren 
Kolumnen, Interviews und Tweets wer-
den sie ihrer Aufgabe, die Meinungsbil-
dung zu fördern, allenfalls halbwegs 
gerecht. Für den Präsidenten ist das ein 
großes Glück. Denn seine Kritiker wer-
den nur recht behalten, wenn die ganz 
große Katastrophe passiert. Sie haben 
die Latte sehr niedrig gehängt; Trump 
wird drüberkommen, es sei denn, er 
macht etwas noch Scheußlicheres, als 
wir es von ihm kennen.

Trumps Aktionen haben vielleicht 
nicht die beabsichtigte Wirkung, aber 
der plausibelste und stärkste Einwand 
lautet nicht, dass er die USA schwächt, 
sondern dass er unser Land auf eine 
Weise zu stärken versucht, die wir uns 
nicht wünschen sollten. Seine militaris-
tischen und chauvinistischen Sprüche 
mögen den Einfluss der USA mindern 
oder auch nicht. Was sie aber bestimmt 
verstärken, ist die Gefahr, dass die ein-
zige Supermacht der Welt künftig völ-
lig ungehemmt auf Gewalt und Ausbeu-
tung setzt.

Sprechen wir also aus, was Trumps 
Vision in Wahrheit ist: radikaler US-
Imperialismus. Dieser Präsident bricht 
weniger mit den Traditionen, als dass 
er einige ihrer reaktionärsten und zäh-
lebigsten Elemente wieder zum Vor-
schein bringt. Dies zu erkennen, ist 
der Ausgangspunkt für jede ehrliche 
Diskussion über die Trump-Regierung 
und die Rolle der USA in einer sich 
wandelnden Welt.

Das hat die Rechte im Lande viel 
eher kapiert als die Linke oder die Mit-
te. Für Trump und seine Anhänger gibt 
es einen fast endlosen Interessenkon-
flikt zwischen den USA und der übri-
gen Welt.

Der rechte Radiostar Rush Lim-
baugh hat es kürzlich auf den Punkt 
gebracht: Trump will die „Vormacht-
stellung der USA“ zurückgewinnen, 
während seine Kritiker meinen, „die 
US-Führung sollte bei der Schwächung 
Amerikas auch noch den Vorsitz füh-
ren“. Trump ist eine Herausforderung, 
aber die kann man ja auch annehmen. 
Die neuen Zeiten produzieren nicht nur 
innenpolitisch, sondern auch außenpo-
litisch neue Verteilungskonflikte.

Wer das übersieht, hat gegen die 
Leute, die diese Konflikte anheizen, 
keine Chance. Es geht jetzt darum, die 
US-Bürger, die sich eine bessere Außen-
politik wünschen, einzubeziehen. Ob 
unsere Experten das hinbekommen, 
steht allerdings in den Sternen.

Die Demokratie braucht Experten, 
aber sie müssen die öffentliche Debat-
te fördern und respektieren, dass die 
Wähler auch in der Außenpolitik et-
was zu sagen haben. Wenn die Exper-
ten heute nur den kleinsten gemeinsa-
men Nenner propagieren („Alles, nur 
nicht Trump“), lassen sie die vielen Un-
zufriedenen im Stich und ziehen bis zu 
den nächsten Wahlen ihre Zugbrücken 
hoch. Insofern wären auch andere als 
Isolationisten zu bezeichnen.

Aus dem Englischen von Niels Kadritzke
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Noch wichtiger ist jedoch, dass die 
derzeitigen Debatten überhaupt nichts 
beitragen zu einer künftigen Außenpo-
litik, die als Fortschritt gegenüber den 
Vor-Trump-Zeiten zu bezeichnen wäre. 
Statt über politische Alternativen nach-
zudenken, setzen unsere Experten die 
Interessen der USA mit denen einer 
abstrakten „Ordnung“ gleich – und äh-
neln damit jenen „Globalisten“, über 
die Trump im Wahlkampf hergezogen 
ist.

Der Gipfel der Ironie ist jedoch, 
dass Trump falsch lag. Schließlich 
standen für die Entscheidungsträger 
die Interessen der USA schon immer 
an erster Stelle – die Regeln haben sie 
entsprechend angepasst oder aber ver-
letzt. 1945 setzte sich Harry Truman im 
kriegszerstörten Potsdam mit Winston 
Churchill und Josef Stalin zusammen. 
Wenn damals – wie manche heute be-
haupten – die „liberale internationale 
Ordnung“ geschaffen wurde, hat Tru-
man davon jedenfalls nichts gewusst. 
Weder er noch seine Berater haben den 
Begriff benutzt, und der frustrierte Prä-
sident schrieb an seine Frau Bess: „Ich 
muss ihnen mindestens einmal am Tag 
klarmachen, dass für diesen Präsiden-
ten der Nikolaus ein toter Mann ist und 
dass mein oberstes Interesse die USA 
ist.“

Truman hatte begriffen, was die 
Trump-Kritiker implizit bestreiten: 
dass Amerikas Macht zulasten anderer 
Länder gehen kann. Unser außenpoli-
tisches Establishment klammert sich 
an die Fiktion, dass alles, was gut für 
die USA ist, automatisch auch gut für 
die Welt ist. Sie behaupten, Trump wer-
de mit seinem Versprechen, der Welt 
mehr abzuverlangen, die Macht Ame-
rikas schwächen – tatsächlich aber will 
er sie gerade ausbauen.

Als Isolationisten 
kann man Trump 
nicht bezeichnen
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Die Fotografin Gohar Dashti ist 1980 in Ah-
vaz in Iran geboren und hat 2005 ihr Studi-
um der Fotografie an der Kunstuniversität 
Teheran abgeschlossen. Ihre Kindheit war 
vom Krieg zwischen Iran und Irak geprägt. 
Ausgangspunkt ihrer Arbeiten ist immer ih-
re eigene Umgebung, ihre Erfahrungen und 
Erinnerungen. Sie arbeitet vorwiegend in 
sorgfältig inszenierten Serien. In „Volcano“ 
beispielsweise (S. 1) sind es Alltagsszenen 
von aufgesetzter Fröhlichkeit. Verstörend 
ist dabei der rätselhafte Drachenschwanz, 
der wie beiläufig in allen Bildern dieser Se-
rie auftaucht. Zu ihren lyrischsten Arbeiten 
gehört die Serie „Home“ (S. 5), in der sie 
Innenansichten von verlassenen Häusern in 
Iran zeigt – die Menschen sind fort, und die 
Natur erobert sich die Häuser zurück.
Für das Bildmaterial danken wir der Künst-
lerin. www.gohardashti.com
 Wilhelm Werthern 

Gohar Dashti
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Neutralisieren, unschädlich 
machen. Für das Töten 
muslimischer Terroristen 
werden Worte verwandt, 

die aus der Insektenvernichtung stam-
men. Es scheint sich um Täter jenseits 
aller gemeinhin geltenden Maßstäbe zu 
handeln, bei deren Bekämpfung folg-
lich das Völkerrecht keine Anwendung 
zu finden braucht.

Der War on Terror, psychologisch 
und rechtlich derart entgrenzt geführt, 
ist auf den meisten Schauplätzen mili-
tärisch gescheitert. Damit verliert auch 
die westliche Definition vom totalen 
Feind an Deutungsmacht. Dschihadis-
ten – oft religiös mehr drapiert als mo-
tiviert – sind aus Sicht der Bevölkerun-
gen in Afrika und Asien oft keine blind-
wütigen Fanatiker, sondern Kämpfer 
mit Zielen und Interessen. Und wo es 
die gibt, öffnet sich ein Fenster: um 
den Dialog zu suchen, womöglich zu 
verhandeln.

Die afghanische Regierung hat den 
Taliban jüngst ein weitreichendes Ge-
sprächsangebot gemacht: Anerken-
nung als politische Partei, Freilassung 
von Gefangenen. Nach 17 Jahren Krieg 
lebt heute ein Drittel der Afghanen er-
neut unter der Herrschaft der Taliban, 
und es gilt als folgenreicher Fehler, sie 
2001/02 von den Petersberger Verhand-
lungen über die Zukunft des Landes 
ferngehalten zu haben.

In den Sahelstaaten setzen Brüssel, 
Paris und Washington weiterhin allein 
auf die militärische Option. Als Frank-
reich 2013 in Mali intervenierte, schien 
der Vergleich mit Afghanistan („Sahe-
listan“) noch abwegig, doch nach fünf 
Jahren internationaler Interventionen 
ist Mali von einem komplexen Mus-
ter der Gewalt gezeichnet. Kaum ein 
Tag vergeht ohne Anschläge, meist 
zielen sie auf die ausländischen Trup-
pen (12 000 Blauhelm-Soldaten, davon 
1000 deutsche sowie 1000 französische 
Spezialkräfte).1

Der dortige Friedensprozess 
schließt nur nichtislamistische Milizen 
ein, insbesondere die Tuareg-Rebellen, 
einst Auslöser der Krise. Gegenüber ih-
ren zeitweiligen dschihadistischen Ver-
bündeten gilt die Linie: nicht reden, 
sondern liquidieren. Für Mali war dies 
immer eine fremdbestimmte Unter-
scheidung zwischen Feind und Partner. 
Viele sehen in den Tuareg-Separatisten 

das größere Übel: Immerhin hatten sie 
in Nordmali so viel Unheil angerichtet, 
dass die nachfolgenden religiösen Be-
satzer zunächst als Ordnungsmacht be-
grüßt wurden.

Ab 2014 warben dann einzelne ma-
lische Prominente für einen Dialog 
mit den Dschihadisten. Die Forderung 
gewann in jenem Maß an Rückhalt, 
wie die militärische Bekämpfung des 
Dschihadismus misslang. Außerdem 
ist dessen Gesicht heute eindeutiger 
einheimisch als in früheren Jahren; an 
der westlichen Liquidierungsstrategie 
nahm die malische Öffentlichkeit we-
niger Anstoß, solange es sich bei den 
Getöteten eher um Ausländer handelte.

Nun stechen zwei wohlbekann-
te Akteure heraus: in Zentralmali der 
Prediger Amadou Koufa, im Norden der 
Tuareg-Führer Iyad Ag Ghali – Letzte-
rer die personifizierte fließende Gren-
ze zwischen Rebellion, Terror, Dro-
genhandel und al-Qaida im Maghreb. 
Beide Anführer signalisierten verhal-
tene Dialogbereitschaft. Und für beide 
empfinden zahlreiche Malier trotz al-
ler Verbrechen einen gewissen Respekt. 
„Wir können diese Leute nicht in den 
Fluss werfen. Wir brauchen eine poli-
tische Lösung“, sagt der Politiker Tié-
bilé Dramé.

Malis Präsident  
wollte es versuchen
Als im vergangenen Jahr die 900 Teil-
nehmer einer „Konferenz zur Natio-
nalen Verständigung“ ebenfalls einen 
Dialogversuch forderten, ließ Staats-
präsident Ibrahim Boubacar Keïta sei-
nen Versöhnungsminister verkünden: 
„Mali ist bereit, mit all seinen Söhnen 
zu verhandeln.“ Wenige Tage später wi-
derrief er unter französischem Druck. 
Der damalige Außenminister Jean-Marc 
Ayrault befand bei einem Mali-Besuch 
kategorisch, es gebe im Kampf gegen 
den Terrorismus „nur einen Weg, nicht 
zwei“, und der malische Präsident ver-
sprach Gehorsam.

„Es war schockierend zu sehen, wie 
begrenzt unser Handlungsspielraum 
ist“, sagt die Oppositionelle und Ex-
außen ministerin Sy Kadiatou Sow. „Ma-
li steht faktisch unter Vormundschaft. 
Aber wir müssen den Mut haben, zu de-
battieren, was gut ist für uns selbst, für 
unser Land.“ Die Politikerin ist als Ver-
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fechterin von Frauenrechten bekannt; 
niemand unterstellt ihr Sympathie für 
einen radikalisierten Islam.

Auch die nordirische IRA und Pa-
lästinas PLO galten früher als Ultra-
terroristen, mit denen Gespräche nie-
mals möglich sein würden. Das Aus-
maß begangener Verbrechen sei kein 
Kriterium, schreibt Jonathan Powell in 
seinem Buch „Terrorists at the Table“2. 
Der einstige Stabschef von Tony Blair, 
ein Experte in internationaler Konflikt-
mediation, schlug bereits vor zehn Jah-
ren Gespräche mit al-Qaida vor.

Dennoch hält sich die Vorstellung, 
mit Dschihadisten könne schon des-
halb nicht rational verkehrt werden, 
weil es sich um religiöse Fanatiker mit 
wirren Kalifatsfantasien handele, ohne 
Bezug zum sozialen Geschehen vor Ort. 
Für Afrika trifft das kaum zu.  Leonhard 
Harding, emeritierter Professor für af-
rikanische Geschichte an der Univer-
sität Hamburg, schreibt über die Sa-
hel-Dschihadisten: „Ein gemeinsames 
Konzept zur Schaffung eines islami-
schen Staats oder die Ausrufung eines 
neuen Kalifats ist nirgendwo in Sicht.“ 
Die Kämpfer seien primär an lokalen 
Veränderungen interessiert und woll-
ten die Bevölkerung gewinnen. Über 
Boko Haram sagt der französische Poli-
tologe Jean-François Bayart, es handele 
sich um „den religiösen Ausdruck eines 
sozialen Phänomens“.3

Bereits im Westafrika des 18. und 
19. Jahrhunderts kämpften sogenann-
te Dschihadisten mit religiösen Losun-
gen gegen ungerechte Herrscher. Ähn-
lich präsentiert sich der heutige Dschi-
hadismus in Zentralmali als Antwort 
auf staatliche Willkür und soziales Un-
recht. Die Region wird von einer Bewe-
gung erschüttert, in der sich Terror mit 
sozialer Revolte verbindet. Diese rekru-
tiert sich oftmals aus jungen Fulbe-Hir-
ten; sie vertreiben die Repräsentanten 
eines Staats, den sie nur als Unterdrü-
cker kennen, richten Steuereintreiber 
und Bürgermeister hin. Als ein Richter 
auf offener Straße entführt wurde, ha-
be die örtliche Bevölkerung „zufrieden“ 
reagiert, berichtet ein Regisseur aus der 
Region. „Wenn derartiges passiert, höre 
ich jedes Mal: ‚Das geschieht den Be-
amten recht!‘ “

In dieser Atmosphäre sucht nun 
der Vorsitzende des Hohen Islami-
schen Rats von Mali Pfade zum Dia-

log. Mahmoud Dicko, ein politisch agi-
ler und religiös gemäßigter Wahhabit, 
hat dafür zunächst die Koranschulleiter 
und traditionellen Autoritäten der Re-
gion zu mehreren großen Versammlun-
gen geladen; 800 folgten dem Ruf. Sie 
haben dort, wo kein Staat mehr exis-
tiert, den größten Einfluss und sol-
len für Dicko Kontakte zum Kern der 
Dschihadisten herstellen. „Ich will We-
ge zum Dialog öffnen, indem ich fra-
ge, was wir für die Region tun können.“ 
Womöglich könne jenseits der staatli-
chen Justiz, unter deren Korruptheit 
besonders die Ärmsten leiden, die Ein-
setzung von traditionellen islamischen 
Richtern (Kadis) befriedend wirken.

Andere schicken  
Killerdrohnen
„Wir müssen die Bevölkerung dazu 
bringen, aus dem Sog der Gewalt he-
rauszukommen“, sagt Dicko. „Aber wo 
ist die rote Linie, über die eine Repu-
blik nicht hinausgehen darf? Das muss 
das Land, das Volk entscheiden.“ Ein 
offizielles Mandat für seine Bemühun-
gen hat er nicht.

Ein malischer General a. D., dem 
Westen freundlich zugetan, mit schö-
nen Erinnerungen an einen Lehrgang 
der Hamburger Führungsakademie 
der Bundeswehr, beschreibt ein mögli-
ches Szenario nach einem Abzug aus-
ländischer Truppen so: „Dann würden 
wir mit den Dschihadisten verhandeln, 
und wenn sie islamisches Recht ein-
führen wollen, werden wir sehen, was 
genau das sein soll. Vielleicht ist es ja 
nicht schlecht. Die Dschihadisten wol-
len eine saubere Gerichtsbarkeit und 
haben in manchen Fragen recht.“

Ob und wie verhandelt werden 
kann, muss auf jedem Schauplatz ge-
sondert bestimmt werden. Und nie-
mand vermag vorherzusagen, wie groß 
die Chance auf Erfolg ist. Es aber zu-
mindest zu versuchen, dazu ermuntern 
zahlreiche Experten.

„Man kann nicht alle Dschihadis-
ten töten. Es gibt auch in Mali keine 
Alternative zu Verhandlungen“, sagt 
die Leiterin des Berliner Zentrums für 
internationale Friedenseinsätze, Al-
mut Wieland-Karimi. Dass dies zualler-
erst eine Entscheidung der Malier sei, 
meint nun immerhin auch das Auswär-
tige Amt.

Zwölf Forscher aus Mali, Sene-
gal, den USA und Frankreich warnten 
jüngst die französische Regierung, sie 
drohe mit ihrer Blockade von Dialogver-
suchen „auf der falschen Seite der Ge-
schichte“ zu stehen.4 Das militärische 
Vorgehen sei einem politischen Ziel un-
terzuordnen, über das die Gesellschaf-
ten des Sahel bestimmen müssten.

Bei der Bekämpfung des Terrors na-
tionale Souveränität wiederzuerlangen, 
danach rufen nun auch Intellektuelle 
der Region, etwa Moussa Tchangari, 
der im nigrischen Niamey die „Alterna-
tive Espaces Citoyens“ leitet. In Mali, 
Niger und Nigeria seien Verhandlungen 
mit Dschihadisten immer dann zuläs-
sig gewesen, wenn sie der Freilassung 
westlicher Geiseln dienten. Dies zeige, 
wie sehr „die Entscheidung über Dia-
log oder Krieg von den Interessen der 
großen Mächte des Westens dominiert“ 
sei. In der Tat: Frankreichs Außenmi-
nister Jean-Yves Le Drian antwortete in 
einer derartigen Situation einmal auf 
die Frage, ob der berüchtigte Iyad Ag 
Ghali ein Terrorist sei, ganz behutsam: 
„Es liegt an ihm selbst zu sagen, als 
was er sich betrachtet.“

Für die Forderung ihrer Bürger 
nach mehr nationaler Eigenständigkeit 
sind die Regierenden in Mali wie in Ni-
ger bisher schlechte Bündnispartner: 
weil ausländische Militärpräsenz ihre 
Macht stärkt und aufgeblähte Verteidi-
gungsbudgets Einnahmen aus Korrup-
tion sichern. Der bitterarme Niger gibt 
15 Prozent seines Haushalts für Militä-
risches aus – und erlaubt nun den USA, 
von einer neuen Basis aus erstmals Kil-
lerdrohnen in die Sahara zu schicken.
 

1 Eine aktuelle Studie der Autorin zu fünf Jahren In-
tervention in Mali findet sich unter: www.boell.de/
de/2018/01/31/viel-militaer-weniger-sicherheit.
2 Jonathan Powell, „Terrorists at the Table. Why nego-
tiating is the only way to peace“, London (St. Martin’s 
Press) 2015.
3 www.jeuneafrique.com/543396/politique/terroris-
me-jean-francois-bayart-les-jihadistes-sont-souvent-
mieux-percus-que-letat/.
4 www.lemonde.fr/afrique/article/2018/02/21/la-
france-doit-rompre-avec-la-rhetorique-martiale-qui-
prevaut-au-sahel_5260475_3212.html.
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